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Ausschuss für Klimaschutz, Umwelt, 
Stadtgestaltung und Wohnen

12.05.2021 öffentlich

zu TOP 4.15
Kommunaler Wohnungs- und Kitabau in Dortmund
Gemeins. Zusatz-/Ergänzungsantrag zum TOP (Fraktion Bündnis 90/Die Grünen, CDU-
Fraktion)
-lag bereits zur Sitzung am 17.03.2021 vor-
(Drucksache Nr.: 20256-21-E1)

Hierzu liegt vor Gemeinsamer Zusatz-/Ergänzungsantrag (Fraktion B‘90/Die Grünen und CDU-
Fraktion) (Drucksache Nr.: 20256-21-E1):

…die Fraktionen von BÜNDNIS90/DIE GRÜNEN und CDU stellen mit Blick auf die notwendige 
weitere Intensivierung des kommunalen Wohnungs- und Kita-Baus in Dortmund folgenden Antrag mit 
der Bitte um Beratung und Beschlussfassung: 

1. Der AKUSW, der AFBL und der Rat der Stadt stellen fest, dass der Bau von Wohnungen und 
Kitas in Dortmund dringend weiter intensiviert werden muss. 

2. Der AKUSW, der AFBL und der Rat der Stadt anerkennen die Bemühungen der 
Wohnungswirtschaft in Dortmund, den dringend notwendigen Wohnungsbau in Dortmund zu 
beschleunigen. 

3. Der AKUSW, der AFBL und der Rat der Stadt anerkennen die bisherigen Bemühungen der 
DOGEWO21, ihren Wohnungsbestand als wesentlichen Teil des Wohnungsmarktes mit 
bezahlbaren Mieten sowohl sozial als auch wirtschaftlich am Markt zu platzieren.

4. Der AKUSW, der AFBL und der Rat der Stadt fordern daher die Stadt mit ihrem 
Sondervermögen, DOGEWO21 und die Dortmunder Stadtentwicklungsgesellschaft mbH 
(DSG) auf, dem AKUSW, dem AFBL und dem Rat der Stadt spätestens zu seiner Sitzung am 
23.09.2021 ein Konzept über die verstärkte Bautätigkeit der Stadt mit ihrem Sondervermögen, 
DOGEWO21 und DSG zu erarbeiten, das darlegt, wie der kommunale Wohnungs- und 
Kitabau intensiviert werden kann.

Das Konzept hat zu folgenden Eckdaten Ausführungen zu enthalten:

 Zielgrößen für neu zu schaffenden Wohnraum insgesamt sowie für den Neubau öffentlich 
geförderter Wohnungen bis zum Jahr 2025 und bis zum Jahr 2030. 

 Zielgrößen für neu zu schaffende Kitas bis zum Jahr 2025 und bis zum Jahr 2030.

 Bewertung der Wirtschaftlichkeit und der finanziellen Auswirkungen für die Stadt mit ihrem 
Sondervermögen, DOGEWO21 und DSG im Hinblick auf die Errichtung und laufende 
Bewirtschaftung der zu errichtenden Immobilien. 

 Darstellung des rechtlichen Rahmens mit Blick auf die Errichtung und laufende 
Bewirtschaftung der zu errichtenden Immobilien in ihrem Lebenszyklus im Verhältnis zwischen 
DSG und DOGEWO21.

 Berücksichtigung von Klimaschutzaspekten bei der Sanierung im Bestand sowie beim Neubau 
nach verbindlichen Bewertungssystemen (z.B. BNB, DGNB). 

 Möglichkeit der Förderung der Umstellung auf regenerative Energien, z.B. Photovoltaik auf 
Dachflächen. 

 Möglichkeit der Einwerbung von Fördermitteln zur Erreichung des Ziels einer verstärkten 
Bautätigkeit. 
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 Möglichkeit der Bereitstellung von Grundstücken aus dem Sondervermögen der Stadt an die 
DOGEWO21 und/oder DSG.

Begründung

Erfolgt mündlich.

Hierzu liegt zur Sitzung des AKUSW am 12.05.2021 vorZusatz-/Ergänzungsantrag mit Bitte um 
Stellungnahme (SPD-Fraktion) (Drucksache Nr.: 20256-21-E2):

…die SPD-Fraktion im Ausschuss für Klima- und Umweltschutz, Stadtgestaltung und Wohnen bittet 
um Beratung und Beschluss des folgenden Zusatz- und Ergänzungsantrags:

Bei dem weiteren kommunalen Wohnungs- und Kitabau in Dortmund sollen zukünftig folgende Punkte 
umgesetzt werden:

 Der Bau der Gebäude erfolgt klimaneutral unter Verwendung nachhaltiger Baustoffe.
 Die neu errichteten Gebäude werden klimaneutral bewirtschaftet bzw. betrieben.

Begründung:
Im Jahr 2018 stammten rund 14 Prozent der Treibhausgase in Deutschland aus dem Gebäudesektor. 
Wobei der Anteil auf gut 28 Prozent der Treibhausgase in Deutschland steigt, wenn die Herstellung 
der Baustoffe zum Bau der Gebäude sowie Erzeugung von Strom und Wärme hinzugezogen werden. 
Bei dem Bau der neu zu errichtenden Gebäude ist daher zukünftig darauf zu achten, dass nachhaltige 
und gut recycelbare Baustoffe verwendet werden und die Gebäude insgesamt klimaneutral errichtet 
werden. Der Betrieb der Gebäude soll über das Jahr hinweg eine mindestens neutrale CO2-Bilanz 
aufweisen.

AKUSW, 12.05.2021:

Herr Rm Perlick führt an, dass der Rat in seiner letzten Sitzung einen Ausbau der 
Kindertagesbetreuung beschlossen habe, die, wenn die Erinnerung nicht trüge, einer Ausweitung auf 
10.000 Plätze entspreche. Insofern halte die AfD-Fraktion den schwarz-grünen Antrag für überflüssig. 
Man wolle den Punkten 2. und 3. dieses Antrags aber gerne zustimmen, weil die Bemühungen der 
DOGEWO, Wohnraum zu schaffen, freilich Anerkennung verdiene. Punkt 1. und 4. lehne man 
allerdings ab, ebenso wie den SPD-Antrag.

Frau Rm Spaenhoff weist darauf hin, dass dieses Thema auch in den Ausschuss für Kinder, Jugend 
und Familie (AKJF) gehöre.

Die Vorsitzende, Frau Rm Reuter führt hierzu an, dass es sicherlich kein Problem sei, das 
entsprechende Konzept der Verwaltung auch dem AKJF zur Kenntnis zu geben.

Unter Berücksichtigung dieser Anmerkungen/Ergänzungen erfolgt die Abstimmung zu den beiden 
Anträgen wie folgt:

Zum gemeinsamen Zusatz-/Ergänzungsantrag (Fraktion B‘90/Die Grünen und CDU-Fraktion) 
(Drucksache Nr.: 20256-21-E1):

Der Ausschuss für Klimaschutz, Umwelt, Stadtgestaltung und Wohnen stimmt diesem Antrag 
in den Punkten 1. und 4. mehrheitlich, bei Gegenstimmen (Fraktion AfD) sowie den Punkten 2. 
und 3.einstimmig zu.

1. Der AKUSW, der AFBL und der Rat der Stadt stellen fest, dass der Bau von Wohnungen 
und Kitas in Dortmund dringend weiter intensiviert werden muss. 
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2. Der AKUSW, der AFBL und der Rat der Stadt anerkennen die Bemühungen der 
Wohnungswirtschaft in Dortmund, den dringend notwendigen Wohnungsbau in Dortmund 
zu beschleunigen. 

3. Der AKUSW, der AFBL und der Rat der Stadt anerkennen die bisherigen Bemühungen 
der DOGEWO21, ihren Wohnungsbestand als wesentlichen Teil des Wohnungsmarktes 
mit bezahlbaren Mieten sowohl sozial als auch wirtschaftlich am Markt zu platzieren.

4. Der AKUSW, der AFBL und der Rat der Stadt fordern daher die Stadt mit ihrem 
Sondervermögen, DOGEWO21 und die Dortmunder Stadtentwicklungsgesellschaft mbH 
(DSG) auf, dem AKUSW, dem AFBL und dem Rat der Stadt spätestens zu seiner Sitzung 
am 23.09.2021 ein Konzept über die verstärkte Bautätigkeit der Stadt mit ihrem 
Sondervermögen, DOGEWO21 und DSG zu erarbeiten, das darlegt, wie der kommunale 
Wohnungs- und Kitabau intensiviert werden kann.

Ergänzung: Dieses Konzept soll auch dem AKJF vorgelegt werden.

Das Konzept hat zu folgenden Eckdaten Ausführungen zu enthalten:

 Zielgrößen für neu zu schaffenden Wohnraum insgesamt sowie für den Neubau öffentlich 
geförderter Wohnungen bis zum Jahr 2025 und bis zum Jahr 2030. 

 Zielgrößen für neu zu schaffende Kitas bis zum Jahr 2025 und bis zum Jahr 2030.

 Bewertung der Wirtschaftlichkeit und der finanziellen Auswirkungen für die Stadt mit ihrem 
Sondervermögen, DOGEWO21 und DSG im Hinblick auf die Errichtung und laufende 
Bewirtschaftung der zu errichtenden Immobilien. 

 Darstellung des rechtlichen Rahmens mit Blick auf die Errichtung und laufende 
Bewirtschaftung der zu errichtenden Immobilien in ihrem Lebenszyklus im Verhältnis zwischen 
DSG und DOGEWO21.

 Berücksichtigung von Klimaschutzaspekten bei der Sanierung im Bestand sowie beim Neubau 
nach verbindlichen Bewertungssystemen (z.B. BNB, DGNB). 

 Möglichkeit der Förderung der Umstellung auf regenerative Energien, z.B. Photovoltaik auf 
Dachflächen. 

 Möglichkeit der Einwerbung von Fördermitteln zur Erreichung des Ziels einer verstärkten 
Bautätigkeit. 

 Möglichkeit der Bereitstellung von Grundstücken aus dem Sondervermögen der Stadt an die 
DOGEWO21 und/oder DSG.

Zum Zusatz-/Ergänzungsantrag (SPD-Fraktion) (Drucksache Nr.: 20256-21-E2):

Der Ausschuss für Klimaschutz, Umwelt, Stadtgestaltung und Wohnen stimmt diesem Antrag 
mehrheitlich, bei Gegenstimmen (Fraktion AfD) zu.

Bei dem weiteren kommunalen Wohnungs- und Kitabau in Dortmund sollen zukünftig folgende Punkte 
umgesetzt werden:

 Der Bau der Gebäude erfolgt klimaneutral unter Verwendung nachhaltiger Baustoffe.
 Die neu errichteten Gebäude werden klimaneutral bewirtschaftet bzw. betrieben.

Der Ausschuss für Klimaschutz, Umwelt, Stadtgestaltung und Wohnen überweist die gesamte 
Angelegenheit zur weiteren Beratung an den Ausschuss für Finanzen, Beteiligungen und 
Liegenschaften (AFBL) sowie an den Rat der Stadt Dortmund .
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